
Bundessozialgericht

33_3_5„‘288/64

Verkündet am
28. Juni 4966

I m N a m e n d e 5 V o l k e 5

In dem Rechtsstreit

Beklagte und Revisionsklägerin,
/

gegen

Klägerin und Revisionsbeklagte,

hat der 44. Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 28° Juni 4966 in Berlin
durch

Senatspräsident Dr° H a u e i s e n
‚ . — Vorsitzender -

Bündesrichterin Dr° S c h w a r z
Enndesrichter \ Dr° B u s s
BUndessozialrichtor W e i n r e i c h
Enndessozialrichter K w 1 a t k o w 5 k i

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten werden das Urteil

des Lendessozialgerichts Berlin vom 24° Juli 4964

und das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 2° De—
zember 4965 aufgehoben„ Die Klage wird abgewiesen°

Kosten sind der Klägerin nicht zu erstatten°
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G r_ä_g d e :

Die Klägerin, geboren 1911, begehrt von der Beklagten Hin—

terbliebenenrente nach ihrem früheren Ehemann Herbert

H::::.(Ho)‚ der am 17„ Oktober 1960 verstorben ist„'lhre
im Jahre 1955 geschlossene Ehe mit dem Versicherten H.

wurde im Februar 1959 aus der Alleinschuld des Versicher—

ten geschieden° Bereits vor der Scheidung hatte die Klä—

gerin durch Vergleich auf Unterhaltsansprüche gegen H„ mit

Ausnahme des Notbedarfs verzichtet° HO bezog seit Februar

—1955 Rente wegen Berufsunfähigkeit, die zuletzt 259,—— DE

monatlich betrug; er erhielt davon seit 1° Juli 1960 ” '

189,20 DM ausgezahlt, im übrigen war die Rente_teils wegen
J‚ Unterhaltsansprüchen eines Sohnes der Eheleute gepfändet,

teils von der Allgemeinen Ortskrankenkasse wegen einer For—

derung gegen H° in An5pruch genommen„ Die Klägerin war

von September 1956 bis Januar 1961 bei der Firma S:1;xx■„

gegen ein Entgelt von 250 bis 280 DM monatlich beschäf—

tigt°

Die Beklagte lehnte den Antrag der Klägerin durch Bescheid

vom 9° Januar 1962 ab„ weil die Voraussetzungen des 5 42
des Angestelltenversicherungsgesetzes (AVG) nicht erfüllt

seien; es sei nicht nachgewiesen, daß Ho der Klägerin„ wie
sie behauptet‚ ohne rechtliche Verpflichtung Unterhalt

geleistet habe„ Das Sozialgericht (SG) Berlin hob den Be—

scheid der Beklagten vom 90 Januar 1962 auf und verurteil—

te die Beklagte zur Gewährung von Rente an die Klägerin .

vom 1° November 1960 an (Urteil vom 2" Dezember 1965)„ Das

Landessozialgerieht (LSG) Berlin wies die Berufung der

Beklagten zurück (Urteil vom 24„ Juli 1964): Der An5prueh
der Klägerin sei nach der letzten Alternative des @„12 AVG'
begründet° Nach dem Ergebnis der Beueisaufnahme stehe' : ‘

fest‚ daß H° der Klägerin von April oder Mai 1960 an bis

zu seinem Tode (Oktober 1960) monatlich 50 DM als Unter—
halt gezahlt habe„ Damit seien die Voraussetzungen der

letzten Alternative des 5 42 AVG - also Unterhaltsleistung
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"im letzten Jahr vor dem Tode" — erfüllt; diese Vorschrift

zwinge nicht zu der Auslegung, daß 3£ngg;Bpggl der Unter-"

halt während des ganzen Jahres vor dem Tode geleistet sein

müsse; es genüge‚ daß der Versicherte den durch seine Zah—

lungen bekundeten Willen gehabt habe, auch weiterhin Un—

terhalt zu leisten und daß er an der Verwirklichung dieser

Absicht nur durch den Tod gehindert werden sei; dies sei

hier der Fall gewesen° H° habe die Klägerin durch die Auf—

nahme der Unterhaltszahlungen im Jahre 4960 bewegen wollen„

wieder mit ihm zusammenzulsben, es sei deshalb anzunehmen,

daß er weiterhin Unterhalt gezahlt hätte‚ dies ergebe sich

auch aus einer schriftlichen Erklärung des Ho kurz vor sei—

nem Tode° Diese Auslegung entspreche auch dem Sinn und
Zweck des 5 42 AVG, vor allem der Unterhaltsersatzfunktion

der Renten Das LSG ließ die Revision zuo Das Urteil wurde

der Beklagten am 240 August 4964‘zugestellto '

Am 42° September 1964 legte die Beklagte Revision ein9 sie

beantragte,

das Urteil des LSG_und das Urteil des

SG Berlin vom 2° Dezember 4965 aufzuheben
und die Klage abzuweisen°

Zur Begründung trug die Beklagte vor, das LSG habe 5 42 AVG
verletzt; bei der letzten Alternative dieser Vorschrift sei

bewußt — anders als bei den ersten Alternativen — auf die

Unterhaltsgewährung über einen längeren Zeitraum abgestellt;

erst wenn vom Versicherten Leistungen über einen gewissen
Zeitraum hinweg regelmäßig erbracht worden seien, könnten
(sie zu einem echten Unterhaltsbeitrag werden und dazu

führen, daß die frühere Ehefrau ihre Lebensführung darauf
einrichte° Dies sei hier nicht der Fall, weil H° nur
sechs bis sieben Monate im letzten Jahr vor seinem Tode

Unterhalt geleistet habe° Es komme hinzu? daß die Klägerin

wegen der äußerst beschränkten finanziellen Verhältnisse des

Ho und seines schweren Leidenszustandes nicht schon nach

wenigen Monaten auf die Regelmäßigkeit und Dauer der Lei—
stungen des H„ habe vertrauen und ihre Lebensführung
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nicht darauf habe einrichten können„

Die Klägerin beantragt,

die Revision zurückzuweisen°

II

Die Revision der Beklagten ist zulässig (55 462 Abs° 4
Nr() 4„ 464 des Sozialgerichtsgesetzes -SGG— ); sie ist

auch begründet° Das LSG hat zu Unrecht den Anspruch der

Klägerin auf Hinterbliebenenrente bejaht°

Naeh ä42 AVG — in der vom LSG angewandten Fassung vor dem
Rentenversicherungs—Änderungsgesetz vom 9° Juni 4965

(RVÄndG), die nunmehr als 5 42 Satz 4 AVG weiterbesteht —
wird, falls die Wartezeit erfüllt ist oder als erfüllt

gilt, einer früheren Ehefrau9 deren Ehe mit dem Versicher—

ten geschieden ist, nach dem Tode des Versicherten Rente

gewährt, wenn ihr der Versicherte zur Zeit seines Todes

Unterhalt nach den Vorschriften des Ehegesetzes (EheG)

oder aus sonstigen Gründen zu leisten hatte oder wenn er
im letzten Jahr vor seinem Tode Unterhalt geleistet hat°

Es ist unstreitig, daß die beiden ersten Alternativen die—

ser Vorschrift im vorliegenden Fall wegen des Unterhalts—

verziehts der Klägerin nicht gegeben sind; der in dem Un—

terhaltsverzicht vorbehaltene Fall des Notbedarfs hat

nicht vorgelegen° Entgegen der Ansicht des LSG sind je—

doch auch die Voraussetzungen der letzten Alternative des
% 42 Satz 4 AVG nicht erfüllt° H° hat der Klägerin nicht

”im letzten Jahr vor seinem Tode” Unterhalt geleistät°

Nach den Festgäg%%ungen des LSG‚ die von der Beklagten mit

der Revision/angegriffen ‘ und deshalb für das Bundes—

sozialgericht (BSG)bindend sind (5 465see)‚ hat H„ Von
April oder Mai 4960 an bis zu seinem Tode (47° Oktober
4960) monatlich 50,—— DM an die Klägerin gezahlt° Das LSG
hat diese Zahlungen zu Recht als ”Unterhalt" für die Klä—

gerin angesehen; sie sind offensichtlich für die Bestrei—
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tung des Lebensbedarfs der Klägerin — wenn auch nur als

Zuschuß zu ihrem eigenen damaligen Erwerbseinkommen — be—

stimmt gewesen; sie sind auch nicht so geringfügig gewesen9

daß sie für die Lebensführung der Klägerin ohne nennens—

werte wirtschaftliche Bedeutung gewesen und deshalb nach

der Rechtsprechung des BSG nicht als Unterhalt anzusehen

wären (Vgl° hierzu Urteil des BSGvom 27° Oktober 1964‚

BSG 22, 44 ff mit weiteren Nachweisen); als Anhaltspunkt
hierfür ist in dem Urteil vom 27„ Oktober 1964 angenommen
werden (aaO S° 48), der von dem Versicherten gezahlte Betrag

müssg_in der Regel etwa 25 V„H„ des Betrages ausmachen, der
.

unter den gegebenen zeitlichen und örtlichen Verhältnissen

zur Deckung des notwendigen Mindestbedarfs benötigt werde;

bei einem Betrag von 50,-— DM monatlich ist dies zu bejahen;

diesem Betrag ist auch sowohl absolut als gemessen an dem

damaligen eigenen Erwerbseinkommen der Klägerin (230‚— bis

280,- DM monatlich) eine nennenswerte wirtschaftliche Be»

deutung für die Klägerin zugekommeno

Das LSG hat es aber zu Unrecht für den Rentenanspruch nach

5 42 Satz 1 AVG‚ letzte Alternative, im vorliegenden Fall
genügen lassen; daß H° Unterhalt an die Klägerin nur während

sechs bis sieben Monaten vor seinem Tode gezahlt hata.Dem

LSG kann nicht darin gefolgt werden, daß die Voraussetzun—

gen dieser Alternative “im Regelfall" auch durch Leistungen

erfüllt seien, die sich zeitlich auf weniger als ein Jahr

erstrecken; dies gilt auch nicht mit der nach den

Urteilsgründen vom LSG offenbar selbst für erforderlich

gehaltenen Einschränkung, daß diese Leistungen in Verbin-
dung‚rit sonstigen Umständen den Schluß zulassen müssen9

der Versicherte habe beabsichtigt9 weiterhin Unterhalt zu
leisten, und daß der Wegfall der Leistungen nicht im Willen

des Versicherten begründet gewesen sein dürfen Die Rente

nach 5 42 AVG hat Unterhaltsersatzfunhtion, sie wird ge—
währt im Hinblick darauf, daß die frühere Ehefrau durch
den Tod des Versicherten Rechtsansprüche auf Unterhalt

(@ 42 Satz 1 AVG, 1° und 2° Alternative) oder — ohne

_ g _
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Rechtspflicht — gewährte Unterhaltsleistungen verliert;
für die ersten beiden Alternativen wird im Gesetz auf

die "Zeit seines (des Versicherten) Todes”, für die

letzte Alternative auf die Verhältnisse ”im letzten Jahr

_
vor seinem Tode" abgestellt° Naeh der ständigen Recht—

sprechung des BSG meint das Gesetz mit der "Zeit seines
Todes“ im Sinne der beiden ersten Alternativen den letzten

wirtschaftlichen Dauerzustand vor dem Tode des Versicher—

ten (vgl° zB Urteile des Senats vom 250 Juni 1964, SezR
VNr° 22 zu 5 1265 der Reichsversicherungsordnung —RVO—

und vom 15° Februar 1966 — 11/1 RA 128/62 —; Urteil vom

. 16„ Juni 1961, BSG 14‚ 255 ff), weil nur bei dieser Aus—

'legung verhindert wird? daß vorübergehende Besonderhei—

ten in den unterhaltsrechtlichen Beziehungen für die Ge—
währung oder Versagung der Hinterbliebenenrente den Aus—

schlag geben° Dieser Erwägung ist für die letzte Alter—

native des S 42 Satz 1 AVG im Gesetz selbst dadurch

’ Rechnung getragen‚ daß Unterhaltsleistungen des Versicher—

ten den Anspruch auf Rente nur dann euslösen‚ wenn vie

"im letzten Jahr vor seinem Tode” erbracht werden sindo

Das bedeutet‚ daß diese Zahlungen sich in der Regel

auf den vollen Jahreszeitruum vor dem Tode des Versicher—

ten erstrecken müssen (vgl° auch die den gleichen Sech—

verhalt in der Unfallversicherung betreffende Vorschrift

des 5 592 Abs„ 4 RVGidF des Unfallversicherungs—Neure—
gelungsgesetzes vom 50„ April 1965; dort ist insoweit die

Rente davcn abhängig gemacht, daß der durch Unfall Ver—

'storbene Unterhalt “wenigstens während des letzten Jah—

res vor seinem Tode” geleistet hat)„ Nur diese Auslegung

, verhindert — ebenso wie die Berücksichtigung des letzten

wirtschaftlichen Dauerzustandes in den beiden ersten Ll—
' ternativen — auch bei der letzten Alternative, daß die

Entscheidung über die Gewährung oder Versagu g der Rente
durch Umstände bestimmt wird, die nicht auf einen Dauer—
zustand in den Verhältnissen der Beteiligten schließen

lassen und objektiv nicht feststellbar sind° Diese Aus—

legung steht nicht im Widerspruch zu der "Unterhaltsersutz—
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funktion" der Hinterbliebenenrente, sondern sie wird im Ge—

genteil durch diese Funktion geboten; nur Leistungen, die

regelmäßig über die ganze Dauer des im Gesetz genannten

Jahreszeitraums erbracht werden sind, rechtfertigen objek—

tiv die Annahme, der Versicherte hätte auch weiterhin Un—

terhalt geleistet, die frühere Ehefrau habe sich daher für

die Zukunft auf diesen Unterhalt einstellen dürfen; nur

dann erscheint es deshalb gerechtfertigt, der Ehefrau bei

“Wegfall dieser Zahlungen infolge des Todes des Versicherten

"Ersatz“ durch die Gewährung von Witwenrente zukommen zu .
lassen° Für die Entscheidung darüber, ob die Voraussetzungen

der letzten Alternative gegeben sind, kommt es dabei nur‚

auf die tatsächliche Unterhaltsgewährung in dem Jahr vor
dem Tod des Versicherten an; es ist unerheblich, ob der

Versicherte, falls er nicht gestorben wäre, weiterhin Un—
terhalt hätte zahlen können; es kommt ferner nicht darauf

an, ob der Versicherte — was sich vielfach gar nicht fest—

stellen läßt — die Absicht gehabt hat, auch weiterhin

Unterhalt zu zahlen°

Unterhaltsleistungen während eines Zeitraums von weniger
als einem Jahr vor dem Tode des Versicherten können nach

der Rechtsprechung des BSG nur in besonderen Ausnahmefällen

den Anspruch auf die Hinterbliebenenrente begründeno Ein

solcher Ausnahmefall liegt vor, wenn der Tod des Versicher-
ten vor Ablauf eines Jahres seit der Scheidung eingetre—

ten ist (vgl, BSG 14, 255 ff; 20, 252 ff)° Hier liegt je-

doch zwischen der Scheidung (6, Februar 1959) und dem Tod
des Versicherten (17° Oktober 1960) ein Zeitraum von mehr

als einem Jahr (20 Monate); im letzten Jahr vor seinem Tode

— von Oktober 1959 bis Oktober 1960 — hat der Versicherte

nur für die Zeit von April oder Mai bis Oktober 1960, also
für die letzten sechs bis sieben Monate vor seinem Tode

Unterhalt an die Klägerin gezahlt, nicht für die Zeit

von Oktober 1959 bis April oder Mai 1960 (und ebenso auch

nicht für die Zeit von der Scheidung im Februar 1959 bis
Oktober 1959)° Ein weiterer Ausnahmefall ist in BSG 12, 279 ff
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angenommen werden; rein zeitlich gesehen liegt der

Sachverhalt hier zwar ähnlich; auch in jenem Fall hat die

Zeit zwischen der Scheidung und dem Tod mehr als ein Jahr

— dort etwa 17 Monate — betragen, der Versicherte hat in

jenem Fall an die frühere Ehefrau Unterhalt nur in den

letzten vier Monaten vor seinem Tode gezahlt; das BSG hat

aber in jenem Fall ”Besonderheiten” des dort zu beurtei—

lenden Sachverhalts festgestellt, es hat darauf abgehoben,

daß "außergewöhnliche Umstände, die der Versicherte we—
der beeinflussen noch gar beheben konnte“ — nämlich sein

Aufenthalt in der SBZ in den ersten 15 Monaten nach

der Scheidung — ihn schlechthin gehindert haben, die Un—

terhaltszahlungen an die Klägerin früher aufzunehmen‚ und

daß der Versicherte unmittelbar nach Wegfall dieses

"außergewöhnlichen Hinderungsgrundes" die Zahlungen an
die frühere Ehefrau (mit der er wieder zusammen gelebt
hat) aufgenommen und bis zu seinem Tode ununterbrochen

beibehalten habe; auch in jenem Urteil sind also als maß«

gehend die Verhältnisse während des Jahres vor dem Tode

des Versicherten angesehen werden‚ nicht aber die Ver-

hältnisse, die voraussichtlich bestanden haben würden,

falls der Versicherte nicht gestorben wäre; die "Absicht,

regelmäßig und auf Dauer Unterhalt gewähren zu wollen"‚

die — beiläufig — in jenem Urteil erwähnt ist, ist er—
kennbar nicht für sich allein als maßgebend angesehen

werden, sondern nur im Zusammenhang mit den weiteren

"Besonderheiten" und "außergewöhnlichen Umständen“ jenes
Falles° Solche "Besonderheiten” haben aber im vorlie—

genden Fall nicht vorgelegen° Die Voraussetzungen der

letzten Alternative des 5 42 Satz 4 AVG sind hier deshalb

auch ausnahmsweise nicht erfüllt"
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Das LSG hat sonach zu Unrecht die Befufung der

IBeklagten gegen das Urteil des SG zurückgewie—

sen. Auf die Revision der Beklagten sind die Ur—

teile des SG und des LSG aufzuhoben, die Klage ist

abzuweisen(5 170 Abs„ 1 Satz 2 see).

Die Entscheidung über die Kosten beruht auf
5 193 SGG°
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